……………………….(Name)
……………………….(Adresse)
……………………….

Landesamt für Steuern und Finanzen
…………………………………………
…………………………………………
…………………………………………
(im Bereich der kommunalen Dienstherrn
die zuständige Personalstelle eintragen)
31.03.2014

Schreiben des Landesamtes für Steuern und Finanzen vom ………(Datum)
(ggf. zutreffende kommunale Dienststelle eintragen)
Sehr geehrte Damen und Herren,
ich nehme Bezug Ihr o. g. Schreiben zum Betreff der Auswirkungen auf den Stufenaufstieg von Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge im Zeitraum vom 1. September 2006 bis 31. Dezember 2013. Dort wird mitgeteilt, dass sich aus der/den Beurlaubungszeit/en insofern keine Änderung  ergebe und  es bei der bereits festgesetzten Stufe des Grundgehalts verbleibe.
Gegen das o. g. Schreiben lege ich höchst vorsorglich
W i d e r s p r u c h

ein. Zur Begründung nehme ich Bezug auf meinen bereits eingelegten und noch nicht verbeschiedenen Widerspruch gegen die zuvor ergangene Festsetzung einer Besoldungsstufe nach § 80 SächsBesG. Ich hatte dort insbesondere die altersdiskriminierende Bezahlung gerügt.
Ich gehe zwar davon aus, dass das im Betreff genannte Schreiben nur ergänzend mitteilenden Charakter bezüglich der Auswirkung von Beurlaubungszeiten hat und im übrigen keine eigenständige Regelung trifft. Zwecks Wahrung meiner Rechte im Rahmen der Anfechtung der Stufenfestsetzung widerspreche ich jedoch vorsorglich auch dem im Betreff genannten Schreiben. Sollten Sie im weiteren Verlauf beabsichtigen, trotz der noch anhängigen EuGH- und BVerwG-Verfahren zur altersdiskriminierenden Besoldung bereits einen Widerspruchsbescheid zu erlassen, halte ich eine Gesamtentscheidung über die von mir eingelegten Widersprüche gegen die Besoldungsstufe (in einem Widerspruchsbescheid) für zweckmäßig.
Mit freundlichen Grüßen 

…………………………….
(Unterschrift)
